
 

Weisung des Stadtrats an den Gemeinderat 
 
vom 8. September 2021 
 
GR Nr. 2021/358 
 
Sozialdepartement, Verordnung über Beiträge zur Förderung der Arbeits-
marktfähigkeit, Neuerlass 
 
1. Zweck der Vorlage 

Mit der vorliegenden Weisung wird dem Gemeinderat der Erlass einer Verordnung über die 
städtischen Beiträge an die Weiterbildung (Arbeitsmarktstipendien) als zweiter Teil der Sti-
pendienstrategie zur Beschlussfassung unterbreitet.  

2. Ausgangslage 

2.1 Rechtliche Ausgangslage 

Den ersten Teil der Stipendienstrategie beschloss der Gemeinderat am 28. Oktober 2020 
mit der Totalrevision der Verordnung über die Ausbildungsbeiträge der Stadt Zürich (Sti-
pendienverordnung, AS 416.110) für den Bereich der Ausbildungsfinanzierung 
(GR Nr. 2020/173). Mit der Totalrevision entfiel die bisherige Möglichkeit, auch Weiterbil-
dungen mit städtischen Beiträgen zu unterstützen (Art. 2 altStipendienverordnung). Mit dem 
Inkrafttreten der Stipendienverordnung auf den 1. Januar 2021 werden Beiträge nur noch 
für Ausbildungen gemäss §17 d. Bildungsgesetz (BiG, LS 410.1) ausgerichtet.  
Mit der beiliegenden Verordnung über Beiträge zur Förderung der Arbeitsmarktfähigkeit 
(Verordnung Arbeitsmarktstipendien, VO AMS) soll eine neue gesetzliche Grundlage für 
die Stipendierung von Weiterbildungen geschaffen werden.  
Mit der Motion des Gemeinderats, GR Nr. 2018/16, von Katharina Prelicz-Huber (Grüne) 
und Markus Baumann (GLP) vom 17. Januar 2018 betreffend Anpassung der Beiträge für 
die Bildungsfinanzierung für Personen, die aufgrund ihrer finanziellen Situation auf Hilfe 
angewiesen sind, Teilrevision der Städtischen Stipendienverordnung, forderte der Gemein-
derat, gezielt Personen mit niedrigem und mittlerem Qualifikationsgrad mit Beiträgen zu 
unterstützen, welche Bildungsvorhaben aufgrund ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse nicht 
finanzieren können. Mit der vorliegenden Weisung werden diese Forderungen vollumfäng-
lich erfüllt. Die VO AMS richtet sich insbesondere an die erwähnte Personengruppe (Art. 3 
lit. a VO AMS). Besonderes Augenmerk wird dabei darauf gerichtet, Arbeitsmarktfähigkeit 
zu erlangen, zu erhalten und zu stärken. 
Bereits mit der Totalrevision der Stipendienverordnung wurden die Beitragshöchstgrenzen 
bei den Ausbildungsbeiträgen aufgehoben. Neu werden die Beiträge anhand einer Fehlbe-
tragsrechnung bemessen. Damit ist jener Teil der Forderungen aus der Motion erfüllt, wel-
che eine Aufhebung der Beitragshöchstgrenzen und Anpassung der Beiträge an die Exis-
tenzsicherung forderten (vgl. Kapitel 4.2 Weisung GR Nr. 2020/173).  
Aus diesen Gründen wird beantragt, die Motion, GR Nr. 2018/16, als erledigt abzuschrei-
ben. 
 



 

 

2/17 

2.2 Ausgangslage auf dem Arbeitsmarkt 

Die Stellenangebote für Niedrigqualifizierte sind in der Schweiz seit Jahren rückläufig. Im 
Vergleich zu besser Qualifizierten haben sich deren Beschäftigungschancen in den letzten 
zwanzig Jahren deutlich verschlechtert. In den entsprechenden Berufssegmenten liegt die 
Zahl der Arbeitssuchenden heute deutlich über der Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarkts.  
Wie bereits in der Weisung GR Nr. 2020/173 dargelegt, geht das Sozialdepartement davon 
aus, dass sich der Trend weiter fortsetzt. Die Arbeitsmarkterfordernisse werden sich nicht 
zuletzt aufgrund der digitalen Transformation zusätzlich verändern. Stellen mit repetitiven 
Tätigkeiten werden eher abgebaut, neue Arbeitsplätze erfordern zusätzliche, andere oder 
neue Fähigkeiten. Viele Berufsbilder werden sich in Folge der digitalen Transformation so-
wie der fortschreitenden Internationalisierung tiefgreifend verändern oder gar ganz vom hie-
sigen Arbeitsmarkt verschwinden. Von diesen Entwicklungen sind zunehmend auch Perso-
nen mit mittlerem Qualifikationsgrad (v. a. berufliche Grundbildung ohne anschliessende 
Weiterbildung) betroffen. 
Neben dem Erwerb einer Erstausbildung, die für den Eintritt in den Arbeitsmarkt zentral 
bleibt, ergibt sich aus der wirtschaftlichen Entwicklung auch ein zusätzlicher Bedarf an Um-
schulung und Weiterbildung, um den dauerhaften Verbleib im Arbeitsmarkt zu sichern. Dies 
betrifft in besonderem Masse – wenn auch nicht ausschliesslich – niedrigqualifizierte Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Studien zeigen, dass ausgerechnet diese Gruppe im 
Erwachsenenalter wesentlich seltener Qualifikationsmassnahmen absolviert als höher qua-
lifizierte Erwerbstätige – das «lebenslange Lernen» ist in der Schweiz noch immer stark von 
der erlangten Erstausbildung abhängig. 

2.3 «Fokus Arbeitsmarkt 2025», Bildungsstrategie und Stipendienstrate-
gie 

Aufgrund dieser arbeitsmarktlichen Ausgangslage definierte das Sozialdepartement meh-
rere Massnahmen und fasst diese unter dem Dach «Fokus Arbeitsmarkt 2025» zusammen. 
Das Programm adressiert nicht nur Sozialhilfebeziehende, sondern generell Menschen, de-
ren Existenzsicherung über den Arbeitsmarkt aufgrund fehlender oder ungeeigneter Quali-
fikation gefährdet ist, sowie Jugendliche und junge Erwachsene. Ziel der Strategie ist es, 
Zürcherinnen und Zürcher dabei zu unterstützen, durch Qualifikationsmassnahmen den 
steigenden Anforderungen des Arbeitsmarkts besser zu genügen.  
Die Stipendienstrategie ist Bestandteil der Bildungsstrategie. Sie umfasst als erstes Stand-
bein die klassische Ausbildungsfinanzierung, die in der Stipendienverordnung geregelt 
wird. Das zweite Standbein fördert die arbeitsmarktorientierte Weiterbildung und die Grund-
kompetenzen Erwachsener, die eine wichtige Voraussetzung für das lebenslange Lernen 
darstellen. 

3. Grundzüge des Erlasses 

3.1 Zielsetzung 

Das Ziel der Arbeitsmarktstipendien ist die Erhaltung und Stärkung der Arbeitsmarktfähig-
keit durch die Förderung arbeitsmarktorientierter Bildung. Städtische Beiträge sollen vor 
allem jenen Erwerbstätigen zugutekommen, die durch die Entwicklungen auf dem Arbeits-
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markt am stärksten gefährdet sind, und einen Anreiz setzen, entsprechende Weiterbildun-
gen zu absolvieren. Zur Erreichung dieses Ziels soll mit dem Instrument der Arbeitsmarkt-
stipendien ein kommunales Unterstützungssystem geschaffen werden.  

3.2 Personenkreis  

Beitragsberechtigt sind arbeitsfähige Personen ab 25 Jahren, die seit mindestens zwei Jah-
ren in der Stadt wohnhaft sind. Weiter wird vorausgesetzt, dass die Personen bereits über 
fünf Jahre Erwerbserfahrung verfügen, an die ihre Weiterbildung für die gezielte Förderung 
der Arbeitsmarktfähigkeit anknüpfen kann. Ebenso soll der letzte Ausbildungsabschluss 
mindestens drei Jahre zurückliegen: Das Erworbene soll zuerst über eine gewisse Zeit auf 
dem Arbeitsmarkt umgesetzt werden, bevor eine nächste Bildung mit öffentlichen Mitteln 
unterstützt wird. 
Begrenzt wird der Anspruch auf Arbeitsmarktstipendien insbesondere durch den Nachweis 
eines Arbeitsmarktnutzens der beantragten Weiterbildung (vgl. Kapitel 3.4) und durch die 
Erfüllung der wirtschaftlichen Voraussetzungen, die im Bemessungssystem festgelegt wer-
den (vgl. Kapitel 3.6).  
Ausbildungsbeiträge gemäss Stipendienverordnung dienen der Sicherung des sozialen 
Existenzminimums während der Ausbildung. Arbeitsmarktstipendien hingegen sollen auch 
Personen über dem Existenzminimum unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit unterstützen, damit diese nicht aus finanziellen Überlegungen auf Weiterbil-
dung verzichten.  

3.3 Bildungsverständnis und Geltungsbereich 

Bildung kann dem Erwerb und der Erweiterung unterschiedlicher arbeitsmarktrelevanter 
Kompetenzen dienen: z. B. Grundkompetenzen, Schlüsselkompetenzen für den Arbeits-
markt und für das lebenslange Lernen, Fachkompetenzen als klassische Form der berufs-
orientierten Weiterbildung oder Weiterbildungen als Grundlage für einen Berufswechsel 
(Umschulung).  
Im System der Arbeitsmarktstipendien gilt jeder Kompetenzerwerb durch professionell ver-
mittelte, strukturierte Bildung (Bildung durch qualifizierte Fachpersonen in einer definierten 
Lehr-Lern-Beziehung) als unterstützungswürdig, wenn dieser zur Erlangung, Erhaltung o-
der Erweiterung der Arbeitsmarktfähigkeit beiträgt, wofür Kriterien aufgestellt werden.  
Nicht in den Bereich der Arbeitsmarktstipendien fallen Ausbildungen, welche zu Ausbil-
dungsbeiträgen gemäss BiG und städtischer Stipendienverordnung berechtigen. Eine Aus-
nahme bildet der berufliche Erstabschluss für Erwachsene (vgl. Kapitel 3.5).  

3.4 Arbeitsmarktnutzen 

Welche Weiterbildung für eine Person sinnvoll und nötig ist, lässt sich nur anhand der indi-
viduellen Ausgangslage feststellen. Eine Weiterbildung soll dabei nicht nur den ökonomi-
schen Abstieg verhindern, sondern darf auch einen moderaten Aufstieg ermöglichen. 
Im Gesuch legt eine Person den Arbeitsmarktnutzen der beantragten Weiterbildung dar. 
Die Anforderungen daran werden abgestuft. Im Bereich der Grundkompetenzen, für klein-
formatige oder standardisierte Weiterbildungen sind sie einfach gehalten. Bei umfangrei-
cheren und kostspieligen Weiterbildungen oder bei Umschulungen zeigt die Person auf, 



 

 

4/17 

dass sie sich hinreichend mit ihrer persönlichen Situation, der Situation auf dem Arbeits-
markt und den Fähigkeiten bzw. Kompetenzen, die sie in der beantragten Weiterbildung 
erwerben kann, auseinandergesetzt hat und wie sie daraus den beruflichen Nutzen begrün-
det. Fachpersonen der Berufs- und Laufbahnberatung im Laufbahnzentrum der Stadt Zü-
rich bieten niederschwellig Unterstützung an. Gerade bei den Zielgruppen der Geringquali-
fizierten und Lernungewohnten ist davon auszugehen, dass eine solche niederschwellige 
Beratung unerlässlich ist, um die Zielsetzungen der Arbeitsmarktstipendien zu erreichen. 
Eine Beratung ist jedoch nicht zwingend. Ressourcenstärkeren Personen ermöglicht das 
Laufbahnzentrum mit Online-Tools zur Selbstinformation und Orientierung den selbststän-
digen Weg zum Gesuch.  
Für die Einreichung des Gesuchs erfolgt die Unterstützung durch die Stipendienberatung 
des Laufbahnzentrums, die auch über die Gesuche entscheidet. 
Die Beitragsberechtigung einer Weiterbildung wird anhand folgender Kriterien und Leitfra-
gen beurteilt:  

 Notwendigkeit: Ist die Person im Arbeitsmarkt gefährdet und kann Bildung diese Ge-
fährdung reduzieren bzw. ihre Arbeitsmarktfähigkeit stärken? 

 Zweckmässigkeit: Ist die beantragte Weiterbildung geeignet, das Ziel einer Stärkung 
der Arbeitsmarktfähigkeit zu erreichen?  

 Vertretbarkeit: Geht die beantragte Weiterbildung über das Erforderliche hinaus? Ste-
hen die Kosten in einem vertretbaren Verhältnis zum Nutzen? 

3.5 Sonderfall: Berufsabschluss für Erwachsene 

Personen ohne Berufsabschluss sind in der Sozialhilfe deutlich übervertreten und von der 
Gefahr, ihre gegenwärtige an- oder ungelernte Berufstätigkeit zu verlieren, besonders be-
troffen. Nachholbildung scheitert oft daran, dass Personen im Erwachsenenalter sich diese 
nicht leisten können, weil sie einen eigenen Haushalt führen, Verpflichtungen gegenüber 
Kindern haben und/oder nicht in der Lage sind, ihr Leben auf das Niveau des sozialen 
Existenzminimums anzupassen. 
Erwachsene Personen, die einen Berufsabschluss (eidg. Fähigkeitszeugnis, eidg. Berufs-
attest) anstreben, nehmen häufig einen erheblichen Erwerbsausfall in Kauf, weil sie die 
Ausbildung mit Lehrvertrag und deutlich reduziertem Einkommen absolvieren oder weil sie 
für den Besuch der Berufsfachschule (ohne Lehrvertrag) ihr Erwerbspensum reduzieren 
müssen.  
Der Berufsabschluss für Erwachsene fällt grundsätzlich unter die beitragsberechtigenden 
Ausbildungen gemäss BiG und Stipendienverordnung. Aufgrund der besonderen Förder-
würdigkeit und um finanzielle Bildungshürden abzubauen, soll der berufliche Erstabschluss 
jedoch mit Arbeitsmarktstipendien unterstützt werden, sofern bzw. soweit kein Anspruch 
auf Ausbildungsbeiträge besteht.  

3.6 Grundsätze der Bemessung 

Die Beitragsbemessung orientiert sich am Bemessungsmodell für die subventionierte Kin-
derbetreuung. Folglich wird die Höhe der Arbeitsmarktstipendien unter Berücksichtigung 
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der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Haushalts der gesuchstellenden Person be-
stimmt.  
Ausgangspunkt bilden die anerkannten Kosten der Weiterbildung. Diese setzen sich aus 
zwei Komponenten zusammen: den direkt mit der Weiterbildung verbundenen Bildungs-
kosten (inkl. den allfälligen Auslagen für Kinderbetreuung) einerseits sowie dem Bildungs-
erwerbsausfall andererseits.  
Bildungserwerbsausfall wird ausgerichtet, wenn für die Weiterbildung eine Reduktion des 
Erwerbspensums unabdingbar ist. Es ist jedoch davon auszugehen, dass viele Weiterbil-
dungen berufsbegleitend ohne Erwerbsausfall absolviert werden können und deshalb nur 
ein geringer Anteil der Personen neben den Bildungskosten auch einen Anspruch auf Bil-
dungserwerbsausfall haben werden. 
Eine Eigenleistung wird vorausgesetzt, wenn eine Person in wirtschaftlichen Verhältnissen 
oberhalb eines bestimmten Niveaus lebt. Dieses Niveau orientiert sich am erweiterten So-
zialhilfebudget nach der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe SKOS plus Reserve von 
15 Prozent für Steuern sowie Unvorhergesehenes. Bis zu diesem Niveau wird neben dem 
persönlichen Engagement in Zeit und Energie für die Weiterbildung keine finanzielle Betei-
ligung erwartet. Damit setzt die Stadt hohe Anreize besonders für Personen, die keinen 
Spielraum für die eigene Bildungsfinanzierung haben. Oberhalb dieses Budgetniveaus be-
misst sich die Eigenleistung in Prozenten (Eigenleistungsfaktor) linear aufsteigend bis zu 
einem vom Stadtrat bestimmten Grenzbetrag. 
Weitere Einzelheiten zu den Bildungskosten, zum Bildungserwerbsausfall sowie zur Eigen-
leistung und ihrer Berechnung führen die Erläuterungen zu den Artikeln 9–13 aus. 

3.7 Information und Beratung 

Arbeitsmarktstipendien sind erfolgreich, wenn sie bei den Zielgruppen bekannt und für 
diese niederschwellig zugänglich sind. Aus diesem Grund wird in der Verordnung ausdrück-
lich ein Informationsauftrag verankert. Weiter legt die Verordnung fest, dass die im Zusam-
menhang mit den Arbeitsmarktstipendien erforderliche spezifische Beratung kostenlos ist. 
Beratungskosten können für die Zielgruppen ein Initialhemmnis darstellen. 

3.8 Evaluation 

Die Arbeitsmarktstipendien der Stadt Zürich haben Pilotcharakter. Vergleichbares existiert 
schweizweit bislang nicht. Es gilt, aus der Erfahrung zu lernen und das System entspre-
chend weiterzuentwickeln. Die Wirksamkeit wird darum mit einer periodischen Evaluation 
überprüft. 

4. Zweck- und Namensänderung Allgemeiner Stipendienfonds 

Die Ausgangslage zum Allgemeinen Stipendienfonds wurde in Kapitel 5.1 Weisung 
GR Nr. 2020/173 erläutert. Der bisherige Zweck des Allgemeinen Stipendienfonds, die För-
derung des Stipendienwesens, gilt bis zum Inkrafttreten der VO AMS (Art. 20 Abs. 1 Sti-
pendienverordnung). 
Beim Allgemeinen Stipendienfonds handelt es sich um eine Sonderrechnung i. S. v. § 91 
Abs. 1 lit. b Gemeindegesetz (GG, LS 131.1). Deren Verwaltung obliegt grundsätzlich dem 
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Stadtrat (Art. 49 Gemeindeordnung, GO, AS 101.100 [Art. 69 Abs. 3 nGO]). Zweckände-
rungen allerdings bedürfen des Beschlusses des nach der Zuständigkeitsordnung eines 
Gemeinwesens für Verpflichtungskredite verantwortlichen Organs (§ 91 Abs. 3 GG). 
Der Allgemeine Stipendienfonds verfügt aktuell über Mittel in Höhe von Fr. 3 104 549.55 
(Stand 13. Juli 2021). Gemäss Art. 41 lit. c GO (Art. 59 lit. a nGO) ist der Gemeinderat für 
die Zweckänderung zuständig. Der Stadtrat beantragt mit der vorliegenden Weisung dem 
Gemeinderat, den Zweck wie folgt zu ändern: Aus der Sonderrechnung sollen neu insbe-
sondere Projekte zur Förderung der Arbeitsmarktfähigkeit sowie Programme zum Erwerb, 
zum Erhalt und zur Stärkung der Arbeitsmarktfähigkeit von Personen, die in der Stadt Zürich 
wohnhaft sind, finanziert werden. Demnach dient die Sonderrechnung neu ausschliesslich 
der Objektfinanzierung.  
Der bisherige Name «Allgemeiner Stipendienfonds» ist dafür nicht mehr passend. Er soll in 
«Sonderrechnung zur Förderung der Arbeitsmarktfähigkeit» umbenannt werden. Für die 
Namensänderung ist der Stadtrat zuständig. 
Für die Verwaltung der Sonderrechnung soll das Departementssekretariat des Sozialde-
partements für zuständig erklärt werden. Unter Vorbehalt der Kompetenzregelung in der 
Geschäftsordnung des Stadtrats (GeschO STR, AS 172.100) soll die folgende finanzrecht-
liche Kompetenzordnung gelten: die Departementssekretärin oder der Departementssek-
retär bis zum Betrag von Fr. 10 000.–; in den übrigen Fällen die Vorsteherin oder der Vor-
steher des Sozialdepartements. Mit der Zweckänderung ist die Rechtsgrundlage für die 
Sonderrechnung, der Stadtratsbeschluss STRB Nr. 960/1986, «Allgemeiner Stipendien-
fonds» (AS 416.130), aufzuheben. 

5. Bestimmungen und Erläuterungen zur VO AMS 

A. Allgemeine Bestimmungen 
Gegenstand Art. 1  Diese Verordnung regelt die Ausrichtung von Arbeitsmarktstipendien für Wei-

terbildungen, die dem Erwerb, dem Erhalt oder der Stärkung der Arbeitsmarktfähigkeit 
dienen. 

Art. 1 führt den Begriff Arbeitsmarktstipendien zur Bezeichnung von städtischen Unterstüt-
zungsleistungen für Weiterbildungen mit unmittelbarem Bezug zur Arbeitsmarktfähigkeit 
ein. 

Zweck Art. 2 Arbeitsmarktstipendien sollen insbesondere: 

a. die Initiative, sich weiterzubilden, insbesondere bei Personen mit geringem oder 
mittlerem Qualifikationsgrad, fördern;  

b. die Fähigkeiten für das lebenslange Lernen, insbesondere im Bereich der Grund-
kompetenzen, fördern; 

c. die finanziellen Voraussetzungen für die Teilnahme an arbeitsmarktorientierter 
Weiterbildung schaffen; 

d. die Chancen von Personen mit ungenügender oder ungeeigneter Qualifikation 
auf dem Arbeitsmarkt verbessern und deren wirtschaftliche Unabhängigkeit stär-
ken; 

e. durch Qualifizierung die strukturellen und sozialen Risiken eines Arbeitsmarkts im 
Wandel vermindern; 
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f. durch die Entwicklung des Bildungspotenzials für den Arbeitsmarkt volkswirt-
schaftlichen Nutzen stiften. 

Die Zweckbestimmung geht in lit. a von der Initiative der Personen für die eigene Weiterbil-
dung und Weiterentwicklung aus, anerkennt in lit. b aber gleichzeitig einen Förderungsbe-
darf, damit Weiterbildung tatsächlich stattfindet, sowie die Tatsache, dass bei einem Teil 
der Zielgruppe die Voraussetzungen für die Fähigkeit, eine Weiterbildung im Sinn des le-
benslangen Lernens zu absolvieren, erst geschaffen bzw. gestärkt werden müssen.  
Lit. c greift die finanziellen Voraussetzungen für die Teilnahme an einer Weiterbildung auf.  
Lit. d geht davon aus, dass auf dem Arbeitsmarkt nicht für alle Personen die gleichen Chan-
cen bestehen. Diese verändern sich abhängig von den Anforderungen, die wirtschaftliche, 
gesellschaftliche und technologische Entwicklungen an Erwerbstätige stellen. Chancende-
fizite betreffen nicht nur Personen mit niedrigem Qualifikationsgrad, sondern auch solche 
mit höherer, aber auf dem Arbeitsmarkt nicht oder nicht mehr gefragter Qualifikation.  
In lit. e werden die strukturellen und sozialen Risiken adressiert, die vom Wandel im Ar-
beitsmarkt ausgehen. Arbeitsmarktstipendien sollen Personen unterstützen, um ihren dau-
erhaften Verbleib im Arbeitsmarkt zum Zweck ihrer wirtschaftlichen Unabhängigkeit zu si-
chern (Prävention durch Bildung). 
Lit. f betont den volkswirtschaftlichen Nutzen von Arbeitsmarktstipendien: In übergeordne-
ter Perspektive sollen sie dazu dienen, Bildungspotenzial zu entwickeln und die Qualifikati-
onsstruktur der Erwerbstätigen den Bedürfnissen des Arbeitsmarkts entsprechend zu stär-
ken. 

Begriffe Art. 3 Als Weiterbildung im Sinne dieser Verordnung gelten: 

a. die Weiterbildung im Sinne des Bundesgesetzes über die Weiterbildung (WeBiG); 
b. der Erwerb eines kantonal anerkannten Abschlusses auf Sekundarstufe I für Er-

wachsene;  
c. der Erwerb eines eidgenössischen Berufsattests oder eines eidgenössischen Fä-

higkeitszeugnisses durch Personen, die über keinen Abschluss der Sekundar-
stufe II verfügen. 

 
Subsidiarität 

 
Art. 4  1 Die Finanzierung der Weiterbildung ist in erster Linie Sache der Person selbst 
und von gesetzlich oder vertraglich Verpflichteten. 
2 Die Stadt richtet Beiträge aus:  

a. sofern es der Person selbst aufgrund der Einkommens- und Vermögensverhält-
nisse nicht möglich ist, für die Kosten der Weiterbildung aufzukommen;  

b. soweit von Arbeitgebenden oder aus sozialpartnerschaftlichen Verpflichtungen 
keine ausreichenden Beiträge an die Weiterbildung erfolgen; und 

c. soweit keine ausreichenden anderweitigen staatlichen Leistungen beansprucht 
werden können. 

Können die Betroffenen die Weiterbildung aufgrund ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse nicht 
selbst finanzieren, können sie Arbeitsmarktstipendien beantragen.  
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Soweit die Weiterbildung von Arbeitgebenden, einer Sozialversicherung, durch Subventio-
nen oder andere staatliche Leistungen unterstützt wird, besteht kein Anspruch auf Arbeits-
marktstipendien. Arbeitsmarktstipendien sind gegenüber solchen Leistungen subsidiär. Ins-
besondere gehen auch Leistungen gemäss einem Gesamtarbeitsvertrag und Leistungen 
gemäss § 8 Einführungsgesetz zum Arbeitslosenversicherungsgesetz (EG AVIG, LS 837.1) 
dem Anspruch auf Arbeitsmarktstipendien vor. 
Im Verhältnis zur wirtschaftlichen Hilfe nach Sozialhilfegesetz (SHG, LS 851.1) oder Asyl-
fürsorgeverordnung (AfV, LS 851.13) gilt umgekehrt: Arbeitsmarktstipendien gehen diesen 
vor. 

Beitragsarten 
 

Art. 5 Arbeitsmarktstipendien werden ausgerichtet als: 

a. Bildungskostenbeitrag an die anerkannten Kosten der Weiterbildung; 
b. Bildungserwerbsersatz an den weiterbildungsbedingten Erwerbsausfall. 

Arbeitsmarktstipendien wird als Oberbegriff für Bildungskostenbeiträge und Bildungser-
werbsersatz verwendet. Mit Bildungskostenbeiträgen vergütet die Stadt mit der Weiterbil-
dung verbundenen finanziellen Aufwand. Bildungserwerbsersatz ist der Beitrag, den die 
Stadt an den bildungsbedingten Erwerbsausfall ausrichtet. 

B. Beitragsberechtigung 
Personen 
 

Art. 6 1 Beitragsberechtigt sind Personen, die:  

a. arbeitsfähig sind; 
b. das 25. Altersjahr vollendet und das Rentenalter gemäss Art. 21 Bundesgesetz 

über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG) noch nicht erreicht ha-
ben; 

c. seit mindestens zwei Jahren ununterbrochen in der Stadt Zürich wohnhaft sind;  
d. über mindestens fünf Jahre Erwerbserfahrung verfügen; 
e. in den letzten drei Kalenderjahren vor Beginn der Beitragsperiode keinen eidge-

nössisch oder kantonal anerkannten Abschluss auf der Sekundarstufe II oder auf 
der Tertiärstufe erworben haben. 

2 Wenn eine Mehrheit der Voraussetzungen gemäss Abs. 1 erfüllt ist, kann von den Best-
immungen von Abs. 1 lit. b–e abgewichen werden. 

Zu Abs. 1: Eine Erwerbserfahrung von mindestens fünf Jahren wird vorausgesetzt. Mit der 
Erwerbstätigkeit vergleichbare Leistungen (z. B. freiwillige Arbeitsleistungen, unbezahlte 
Praktika, Beschäftigungsprogramme) werden an die Erwerbserfahrung angerechnet. Glei-
ches gilt für die Erwerbserfahrung im Ausland (lit. c). Der letzte Ausbildungsabschluss auf 
Sekundarstufe II oder Tertiärstufe soll mindestens drei Jahre zurückliegen, damit Personen 
auf dieser Ausbildungsgrundlage zuerst über eine gewisse Zeit Arbeitserfahrung sammeln, 
bevor eine Weiterbildung mit öffentlichen Mitteln unterstützt wird (lit. d).  
Zu Abs. 2: Wenn arbeitsfähige Personen mindestens zwei weitere Voraussetzungen von 
Abs. 1 erfüllen, sollen sie im Rahmen der Verhältnismässigkeit mit Beiträgen an die Wei-
terbildung unterstützt werden können. So sollen z. B. erfolgreich abgeschlossene Ausbil-
dungen gemäss lit. e, welche nicht berufsbefähigend sind (z. B. Erwachsenenmatur), von 
dieser Ausnahmeregelung erfasst werden. Die gesuchstellende Person hat jedoch im Ge-
such die Gründe für die Abweichung darzulegen. In solchen Fällen kann eine berufs- und 
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laufbahnberaterische Abklärung sinnvoll sein und aus diesem Grund gemäss Art. 15 ange-
ordnet werden können. 

Arbeitsfähigkeit 
 

Art. 7 1 Als arbeitsfähig im Sinne dieser Verordnung gelten Personen, deren Gesund-
heit die Ausübung einer Erwerbstätigkeit erlaubt. 
2 Bei begründeten Zweifeln an der Arbeitsfähigkeit hat die gesuchstellende Person Doku-
mente einzureichen, die die Arbeitsfähigkeit belegen. 

Zu Abs. 1: Als arbeitsfähig gelten alle Personen, welche körperlich und geistig so gesund 
sind, dass sie eine Erwerbstätigkeit im Voll- oder Teilzeitpensum ausüben können. Eine 
aktuelle Erwerbstätigkeit ist hingegen keine Voraussetzung. Personen, welche eine ganze 
Invaliditätsrente erhalten, gelten nicht als arbeitsfähig.  
Zu Abs. 2: Grundsätzlich ist anhand der Auskünfte und eingereichten Unterlagen von einer 
Arbeitsfähigkeit auszugehen. Bestehen im Einzelfall begründete Zweifel an der Arbeitsfä-
higkeit der gesuchstellenden Person, kann die zuständige Stelle bei der gesuchstellenden 
Person Unterlagen einfordern, welche die Arbeitsfähigkeit belegen (z. B. Arztzeugnis, Be-
stätigung der IV-Stelle).  

Weiterbildung Art. 8 Zu Arbeitsmarktstipendien berechtigt eine Weiterbildung, wenn sie notwendig, 
zweckmässig und vertretbar ist. 

Bei den Kriterien Notwendigkeit, Zweckmässigkeit und Vertretbarkeit handelt es sich um 
unbestimmte Rechtsbegriffe. Die zuständige Dienststelle wird zur Konkretisierung ein Prüf-
schema erlassen.  
Zur Notwendigkeit: Der gesuchstellenden Person fehlen die notwendigen, vom Arbeits-
markt geforderten Kompetenzen, um eine bestehende Arbeitslosigkeit zu beseitigen oder 
um längerfristig im Arbeitsmarkt zu verbleiben. Die Notwendigkeit ist aus dem Lebenslauf 
der gesuchstellenden Person ersichtlich und kann sich aus einem niedrigen oder mittleren 
Qualifikationsgrad, einem Handlungsdruck aus dem Arbeitsmarkt oder aus individuellen 
Gefährdungsmerkmalen ergeben. 
Ein Handlungsdruck auf dem Arbeitsmarkt besteht, wenn beispielsweise die betroffene Per-
son im angestammten Beruf häufig unterbeschäftigt ist, wenn sie ihre wirtschaftliche Unab-
hängigkeit aus Erwerbstätigkeit nicht erreichen kann, was insbesondere Beschäftigte in 
Tieflohn-Branchen betrifft, wenn für die Branche oder den Beruf, in der bzw. dem die Person 
tätig ist, über längere Zeit überdurchschnittlich hohe Arbeitslosenzahlen vermeldet werden 
oder wenn dieser auf der Liste der meldepflichtigen Berufe des Staatssekretariats für Wirt-
schaft (SECO) aufgeführt ist.  
Individuelle Gefährdungsmerkmale können eine wiederkehrende Arbeitslosigkeit (Lücken 
im Lebenslauf), Alter, repetitive und leicht ersetzbare Tätigkeiten, lange Dauer und Funktion 
beim gleichen Arbeitgeber oder lange Bildungsabstinenz sein.  
Ausländische Abschlüsse sind bei der Beurteilung der Notwendigkeit nach dem tatsächli-
chen Stellenwert auf dem Arbeitsmarkt in der Schweiz zu behandeln.  
Zur Zweckmässigkeit: Die Zweckmässigkeit ist gegeben, wenn eine Weiterbildung geeignet 
ist, die Arbeitsmarktfähigkeit der gesuchstellenden Person zu erreichen und/oder zu stär-
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ken. Daher ist deren Beurteilung sehr offen zu halten (vgl. Kapitel 3.3). Umschulungen wer-
den in jedem Fall individuell auf die Voraussetzungen der Person sowie die Erwerbschan-
cen und den Stellenwert der beantragten Weiterbildung im angestrebten Tätigkeitsfeld ge-
prüft.  
Selbstständig Erwerbstätige können Arbeitsmarktstipendien beantragen, sofern sie darle-
gen können, dass sie damit langfristig die Existenzsicherung aus eigener Erwerbstätigkeit 
erreichen bzw. erhalten können.  
Zur Vertretbarkeit: Um die Voraussetzung der Vertretbarkeit zu erfüllen, darf die beantragte 
Weiterbildung in Bezug auf die Dauer und die anerkannten Kosten nicht über das Erforder-
liche hinausgehen und soll das kostengünstigste unter vergleichbaren Angeboten sein. Be-
sondere Beachtung ist auch der gesamten noch zu erwartenden Dauer des Erwerbslebens 
bis zum AHV-Rentenalter zu schenken, zu der der Umfang der Weiterbildung in einem ver-
nünftigen Verhältnis stehen muss. Grössere Weiterbildungen oder Umschulungen wenige 
Jahre vor dem ordentlichen Pensionsalter erreichen keine längerfristige Stärkung der Ar-
beitsmarktfähigkeit, weshalb diese nicht unterstützt werden können. Bei älteren Arbeitneh-
menden stehen kleinformatige Weiterbildungen im Vordergrund. 

C. Beitragsbemessung  
Grundlage 
 

Art. 9 Grundlage für die Bemessung bilden das steuerbare Einkommen und ein Anteil 
des über dem Vermögensfreibetrag liegenden steuerbaren Vermögens der massgeben-
den Personen sowie die anerkannten Abzüge. 

Als Bemessungsgrundlage wird zunächst das steuerbare Haushaltseinkommen und -ver-
mögen der massgebenden Personen ermittelt. Dafür wird auf die neueste definitive Staats- 
und Gemeindesteuerrechnung abgestellt. Mit dem Gesuch muss die gesuchstellende Per-
son zudem bestätigen, dass ihre aktuellen Einkommens- und Vermögensverhältnisse ge-
genüber der neuesten definitiven Steuerrechnung nicht um mehr als zehn Prozent nach 
oben oder nach unten abweichen. Bei grösseren Abweichungen oder wenn die definitive 
Steuerrechnung älter als drei Jahre ist, wird das Haushaltseinkommen aufgrund der aktu-
ellen Einkommens- und Vermögensnachweise im Rahmen einer Steuersimulation ermittelt. 
Personen, die der Quellensteuer unterliegen, haben aktuelle Einkommens- und Vermö-
gensnachweise einzureichen. Für diese Personengruppe wird die Bemessungsgrundlage 
ebenfalls mithilfe einer Steuersimulation ermittelt.  
Die Ausführungsbestimmungen regeln die Einzelheiten zur Bemessung:  
Die massgebenden Personen sollen folgende Personen des gleichen Haushalts umfassen: 
gesuchstellende Person, Ehepartnerin oder Ehepartner bzw. eingetragene Partnerin oder 
eingetragenen Partner der gesuchstellenden Person, mit der gesuchstellenden Person in 
einer faktischen Lebensgemeinschaft lebende Person, wenn mindestens ein gemeinsames 
Kind im gleichen Haushalt lebt, sowie wirtschaftlich nicht selbstständige Kinder der gesuch-
stellenden Person oder einer der vorstehend genannten Personen.  
Zum steuerbaren Haushaltseinkommen sollen 20 Prozent des über dem Vermögensfreibe-
trag liegenden Haushaltsvermögens hinzugerechnet werden. Als Vermögensfreibetrag sind 
Fr. 30 000.– für eine Einzelperson und Fr. 50 000.– für Paare vorgesehen.  
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Als Abzüge soll Folgendes zugelassen werden: Fr. 21 000.– pro Haushalt sowie Fr. 7 000.– 
für jede massgebende Person.  

Eigenleistungsfak-
tor 
 

Art. 10 1 Der Eigenleistungsfaktor bestimmt, welchen Anteil die gesuchstellende Person 
selbst zu tragen hat.  
2 Der Eigenleistungsfaktor bemisst sich nach der Grundlage dividiert durch den Grenzbe-
trag. 
3 Er ist jeweils für eine Beitragsperiode gültig. 

Zu Abs. 2: Ergibt die Berechnung der Grundlage für die Bemessung gemäss Art. 9 einen 
negativen Wert oder Null, resultiert ein Eigenleistungsfaktor Null. Das bedeutet: Die Stadt 
übernimmt die vollen Kosten. Für positive Werte der Grundlage gemäss Art. 9 steigt die 
geforderte Eigenleistung bis zum Grenzbetrag linear an. Übersteigt die Grundlage den 
Grenzbetrag, werden keine Arbeitsmarktstipendien ausgerichtet. Der Grenzbetrag soll in 
den Ausführungsbestimmungen bei Fr. 40 000.– festgelegt werden. 
Zu Abs. 3: Die Beitragsperiode soll in den Ausführungsbestimmungen definiert werden. Sie 
soll am ersten Tag des Monats beginnen, in welchem die Weiterbildung anfängt, und zwölf 
Monate umfassen. 

Bildungskostenbei-
trag 
 

Art. 11 1 Der Bildungskostenbeitrag wird anhand der anerkannten Kosten der Weiterbil-
dung unter Berücksichtigung des Eigenleistungsfaktors bemessen. 
2 Werden Ausbildungsbeiträge gemäss Verordnung über die Ausbildungsbeiträge der 
Stadt Zürich (Stipendienverordnung) ausgerichtet, besteht kein Anspruch auf den Bil-
dungskostenbeitrag.  

In den Ausführungsbestimmungen sollen folgende Bildungskosten anerkannt werden: Ge-
bühren der Weiterbildung inklusive Prüfungsgebühren, Auslagen für obligatorische Lehr-
mittel, Fahrkosten nach den Ansätzen des öffentlichen Verkehrs bei ausserkantonalem Bil-
dungsort sowie durch die Weiterbildung verursachte Übernachtungskosten inklusive Ver-
pflegung (z. B. bei obligatorischen Weiterbildungsteilen mit auswärtigem Bildungsort oder 
obligatorischen Exkursionen). Davon werden die Beiträge von Arbeitgebenden und ande-
ren Gemeinwesen in Abzug gebracht.  
Weiter regeln die Ausführungsbestimmungen die Übernahme von Kinderbetreuungskosten. 
Diese sollen nur ausserhalb der regulären Betriebszeiten von Krippen und Horten übernom-
men werden, wenn die gesuchstellende Person wegen der Weiterbildung zwingend auf 
Kinderbetreuung angewiesen ist. Die Kinderbetreuungskosten werden als Pauschale ver-
gütet. Als Nachweis, dass die Kinderbetreuung nicht unentgeltlich sichergestellt werden 
kann, ist der schriftliche Vertrag mit der Betreuungsperson einzureichen.  

Bildungserwerbs-
ersatz 
a. Erheblichkeit 
 

Art. 12 1 Bildungserwerbsersatz wird unselbstständig Erwerbstätigen ausgerichtet, wenn 
eine Weiterbildung in der Beitragsperiode einen erheblichen Erwerbsausfall verursacht. 
2 Er kann auch selbstständig Erwerbstätigen ausgerichtet werden, wenn die Weiterbildung 
zu einer erheblichen Umsatzeinbusse führt. 
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Zu Abs. 1: Zur Berechnung des Bildungserwerbsersatzes werden diejenigen Bildungstage 
berücksichtigt, welche eine Reduktion der Erwerbstätigkeit notwendig machen. Bei der Ge-
suchsprüfung werden die Bildungszeiten den vertraglichen Arbeitszeiten der gesuchstel-
lenden Person gegenübergestellt. Arbeitszeiten, welche aufgrund der Weiterbildung nicht 
wahrgenommen werden können, werden als ganze bzw. halbe Erwerbsausfalltage aner-
kannt. Die Ausführungsbestimmungen legen die Erheblichkeitsgrenze fest. Wird die Erheb-
lichkeitsgrenze nicht erreicht, kann kein Bildungserwerbsersatz geltend gemacht werden. 
In solchen Fällen ist es zumutbar, den zeitlichen Bildungsaufwand über Freitage, Überzeit-
kompensation oder Mindereinahmen in überschaubarem Mass selbst zu tragen. Bei einem 
beantragten Bildungsplan werden die Erwerbsausfalltage aller Weiterbildungen eines Bil-
dungsplans für die ganze Beitragsperiode zusammengerechnet (zum Bildungsplan vgl. Er-
läuterungen zu Art. 16). 
Zu Abs. 2: Anders als beim Bildungskostenbeitrag haben selbstständig Erwerbstätige 
grundsätzlich keinen Anspruch auf Bildungserwerbsersatz, da schwer nachweisbar ist, 
dass ein Erwerbsausfall allein durch die beantragte Weiterbildung verursacht ist. Zudem 
haben selbstständig Erwerbstätige eine grössere Flexibilität bei ihrer Arbeitsorganisation. 
Ausnahmsweise sind sie dennoch anspruchsberechtigt, wenn sie ähnlich arbeiten wie un-
selbstständig Erwerbstätige. Dies betrifft insbesondere selbstständig Erwerbstätige, welche 
fixe Öffnungszeiten haben (z. B. Coiffeuse/Coiffeur). Für die Anspruchsberechtigung müs-
sen sie nachweisen, dass sie genau während der Zeit, in der die Weiterbildung absolviert 
wird, auf Umsatz verzichten und so einen tieferen Nettoertrag erwirtschaften. 

b. Bemessung 
 

Art. 13 1 Der Bildungserwerbsersatz wird unter Berücksichtigung des Eigenleistungsfak-
tors wie folgt bemessen: 

a. anhand der weiterbildungsbedingten Erwerbsausfalltage in Tagespauschalen;  
b. bei Weiterbildung mit Lehrvertrag aus der Differenz zwischen dem anrechenba-

ren Einkommen vor und demjenigen während der Weiterbildung abzüglich Ausbil-
dungsbeiträge. 

2 Das anrechenbare Einkommen vor Beginn der Weiterbildung kann im Sinne von Abs. 1 
lit. a begrenzt werden. 

Grundsätzlich soll der Bildungserwerbersatz – unabhängig vom individuellen Einkommen – 
in ganzen oder halben Tagespauschalen bemessen werden. Die Tagespauschale soll sich 
am für das Jahr 2020 definierten AHV-Mindestlohn einer gelernten Person im Hochlohnge-
biet gemäss Art. 20 Gesamtarbeitsvertrag Personalverleih (d. h. Fr. 25.62 / Std. zu 8 Std. 
24 Min.) orientieren. Gemäss aktueller Planung soll eine Tagespauschale Fr. 200.– betra-
gen.  
Wird zum Erwerb eines eidgenössischen Berufsattests oder eines eidgenössischen Fähig-
keitszeugnisses gemäss Art. 2 Abs. 2 ein Lehrvertrag vereinbart, wird der Erwerbsausfall 
nicht in Tagespauschalen berechnet. In solchen Fällen soll die Differenz zwischen dem 
Einkommen vor Beginn der Weiterbildung und demjenigen während der Weiterbildung ge-
mäss Lehrvertrag oder reduziertem Erwerbspensum massgebend sein. Von diesem Diffe-
renzbetrag sind zugesprochene kantonale und/oder städtische Ausbildungsbeiträge abzu-
ziehen. Dieser Betrag ergibt die Bemessungsbasis für den Bildungserwerbsersatz. Dieser 
wird unter Berücksichtigung des Eigenleistungsfaktors zugesprochen.  
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Für das Einkommen vor Beginn der Weiterbildung sollen die letzten zwölf Monate massge-
bend sein. Dieses Einkommen kann abgestimmt auf die Höhe der Tagespauschalen be-
grenzt werden. Das diesen Plafonds übersteigende Einkommen wird entsprechend nicht 
angerechnet.  

D. Information, Beratung und Abklärung 
Information 
 

Art. 14 Die zuständige Dienststelle informiert in Zusammenarbeit mit Dritten insbeson-
dere Personen mit geringem oder mittlerem Qualifikationsgrad über die Leistungen nach 
dieser Verordnung. 

 
Beratung und Ab-
klärung 
 

Art. 15 1 Die zuständige Dienstelle führt ein spezifisches Beratungsangebot zur Förde-
rung der Arbeitsmarktfähigkeit. 
2 Sie kann den Anspruch auf Arbeitsmarktstipendien von einer Abklärung abhängig ma-
chen. 
3 Beratung und Abklärung erfolgen unentgeltlich.  

Zu Abs. 2: Die zuständige Stelle soll vertieft prüfen und gegebenenfalls eine Abklärung 
anordnen können, ob die gesuchstellende Person über die notwendigen persönlichen, fach-
lichen und zeitlichen Ressourcen verfügt, ob die Weiterbildung notwendig und zweckmäs-
sig ist und ob, wenn beantragt, die Voraussetzungen für den Bildungserwerbsersatz gege-
ben sind. 

E. Verfahren 
Gesuch  Art. 16 Gesuche sind vor Beginn der Weiterbildung elektronisch bei der zuständigen 

Dienststelle einzureichen. 

Es ist möglich, mit einem Gesuch gleichzeitig mehrere Weiterbildungen für die gleiche Bei-
tragsperiode zu beantragen. In solchen Fällen ist von einem Bildungsplan auszugehen. 
Sämtliche Weiterbildungen werden als eine Weiterbildung behandelt. Erfolgt eine Gesuch-
stellung gestaffelt, jeweils für eine Weiterbildung, ist jede Weiterbildung separat zu behan-
deln. Insbesondere werden keine Erwerbsausfalltage rückwirkend angerechnet.  
Bei Weiterbildung von mehr als einem Jahr Dauer ist für jede Beitragsperiode ein Gesuch 
einzureichen.  
Die zuständige Dienststelle bietet bei Bedarf niederschwellige Unterstützung bei der elekt-
ronischen Einreichung an.  

Mitwirkungspflicht 
 

Art. 17 1 Die gesuchstellende Person erteilt wahrheitsgetreu und vollständig Auskunft 
insbesondere über:  

a. die persönlichen und finanziellen Verhältnisse der massgebenden Personen;  
b. ihre beruflichen Verhältnisse; 
c. den Nutzen der Weiterbildung;  
d. ihre Teilnahme an der Weiterbildung. 
2 Sie reicht die notwendigen Unterlagen dazu ein. 
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Die notwendigen Auskünfte und Unterlagen werden bei den gesuchstellenden Personen 
erhoben, daher ist ihre Mitwirkung zwingend. Sie haben über die persönlichen und finanzi-
ellen Verhältnisse der massgebenden Personen Auskunft zu erteilen und je nach Umfang 
der Weiterbildung Unterlagen dazu einzureichen. Die Ausführungsbestimmungen sollen re-
geln, welche Unterlagen einzureichen sind. Werden die Auskünfte und Unterlagen nicht 
beigebracht, können die gesuchstellenden Personen von der weiteren Beitragsberechti-
gung ausgeschlossen und zur Rückerstattung bereits erhaltener Beiträge verpflichtet wer-
den. 

Meldepflicht 
 

Art. 18 Wer Arbeitsmarktstipendien beansprucht, meldet der zuständigen Dienststelle 
jede Änderung von anspruchsbegründenden Tatsachen und Namens- oder Adressände-
rungen innerhalb von 30 Tagen. 

Ein Verstoss gegen die Meldepflicht kann zum Verlust der weiteren Beitragsberechtigung 
und zur Rückerstattung bereits erhaltener Beiträge führen.  

Mitteilung an Sozi-
alhilfeorgane 
 

Art. 19 Erhält die gesuchstellende Person wirtschaftliche Hilfe gemäss Sozialhilfegesetz 
(SHG) oder Asylfürsorgeverordnung (AfV), stellt die zuständige Dienststelle ihre Ent-
scheide auch dem zuständigen Sozialhilfeorgan zu. 

Da wirtschaftliche Hilfe gegenüber Arbeitsmarktstipendien subsidiär ausgerichtet wird, soll 
die Verfügung der zuständigen Dienststelle dem zuständigen Sozialhilfeorgan zugestellt 
werden. 

F. Weitere Bestimmungen 
Auszahlung Art. 20 1 Die Auszahlung erfolgt in der Regel in Teilbeträgen vor und während der Wei-

terbildung sowie nach deren Abschluss. 
2 Im begründeten Einzelfall kann der Gesamtbetrag vor Abschluss der Weiterbildung aus-
bezahlt werden.  
3 Erhält die gesuchstellende Person wirtschaftliche Hilfe gemäss SHG oder AfV, kann die 
Auszahlung an das zuständige Sozialhilfeorgan erfolgen. 

Zu Abs. 1: Die Teilbeträge vor bzw. während der Weiterbildung werden so ausgestaltet, 
dass sie für die Begleichung der Bildungskosten und zur Deckung der laufenden Unter-
haltskosten ausreichen. Der letzte Teilbetrag wird nach Abschluss fällig.  
Für die Auszahlung der Teilbeträge ist die Einreichung von verschiedenen Belegen zur 
Weiterbildung Voraussetzung, im Fall von Bildungserwerbsersatz zusätzlich zu den Arbeits- 
und Einkommensverhältnissen. Die für die Auszahlung notwendigen Belege und die Frist 
zu deren Einreichung werden in den Ausführungsbestimmungen geregelt.  
Zu Abs. 2: Der Gesamtbetrag soll vor Abschluss der Weiterbildung ausbezahlt werden, 
wenn die Person mit begründetem Gesuch nachweist und so weit wie möglich belegt, dass 
die Teilbeträge vor bzw. während der Weiterbildung nicht ausreichen. Als Belege kommen 
insbesondere Zahlungsnachweise für regelmässig anfallende Unterhaltskosten in Frage 
(z. B. Mietzinse, Betreuungskosten, Versicherungsprämien, Gesundheitskosten).  
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Zu Abs. 3: Bei Bezug von Sozialhilfeleistungen kann die Auszahlung an die Sozialhilfeor-
gane erfolgen. Damit soll einerseits die Koordination zwischen den staatlichen Unterstüt-
zungsleistungen, andererseits die Unterstützung der beitragsberechtigten Personen bei der 
rechtzeitigen Abwicklung der notwendigen Prozesse (insbesondere Einreichung der erfor-
derlichen Auskünfte und Belege) sichergestellt werden. Denkbar ist zudem eine Abtretung 
der Arbeitsmarktstipendien an die Sozialhilfeorgane, wenn diese bevorschussend Kosten-
gutsprache erteilten. 

Anspruchsverlust 
a. bei Verstoss ge-
gen die Mitwir-
kungs- und Melde-
pflicht  

Art. 21 Wer gegen die Mitwirkungs- oder Meldepflicht verstösst, kann von der zuständi-
gen Dienststelle von der Beitragsberechtigung ausgeschlossen und zur Rückerstattung 
der Arbeitsmarktstipendien verpflichtet werden. 

 
b. bei Verstoss ge-
gen die Teilnahme-
pflicht 
 

Art. 22 1 Wer die Teilnahme an der Weiterbildung nicht belegen kann, verliert den An-
spruch auf Arbeitsmarktstipendien. 
2 Bei einer Verhinderung aus zwingenden Gründen bleibt der Anspruch bestehen.  
3 Krankheit als zwingender Grund ist mit einem Arztzeugnis zu belegen. 

Arbeitsmarktstipendien werden immer unter der Bedingung zugesprochen, dass die bei-
tragsberechtigte Person die Weiterbildung nachweislich besucht. Als Beleg dafür gilt eine 
Teilnahmebestätigung der Bildungsinstitution. Dieser gleichgestellt sind Unterlagen über 
den Abschluss (Prüfungsbestätigung, Zertifikat, Diplom oder dergleichen; nachfolgend Ab-
schlussbestätigung). Kann eine beitragsberechtigte Person aus zwingenden Gründen wie 
Krankheit, Betreuungssituation (Ausfall Betreuungsperson, Krankheit Kinder usw.) oder 
Ähnliches den Nachweis der Teilnahme an der Weiterbildung nicht erbringen, bleibt der 
Anspruch erhalten und es werden ihr die zugesprochenen Arbeitsmarktstipendien ausbe-
zahlt, wenn sie die zwingenden Gründe schriftlich darlegt und so weit möglich belegt. Krank-
heiten der beitragsberechtigten Person selbst oder ihrer betreuungsbedürftigen Kinder sind 
mit einem Arztzeugnis zu belegen.  

Rückerstattungs-
pflicht 
 

Art. 23 1 Arbeitsmarktstipendien sind zurückzuerstatten, wenn die gesuchstellende Per-
son: 

a. unwahre Angaben machte; 
b. Tatsachen nicht meldete, die für die Anspruchsberechtigung massgeblich sind; oder  
c. ihre Teilnahme an der Weiterbildung nicht belegen kann.  
2 Die Zahlungsfrist beträgt 30 Tage ab Rechtskraft der Rückforderungsverfügung. 

 
Evaluation Art. 24 Die Zielerreichung gemäss Art. 2 wird periodisch evaluiert. 

Die Wirkung der Arbeitsmarktstipendien (Outcome) soll systematisch evaluiert werden. 
Diese soll über die Erreichung der Zielsetzungen gemäss Zweckbestimmung (Art. 2) Aus-
kunft geben. Für die Evaluation werden Daten der zuständigen Dienststelle und zusätzlich 
nach Abschluss der Weiterbildung bei ehemaligen Bezügerinnen und Bezügern erhobene 
Daten unter Wahrung des Datenschutzes verwendet. Für die Regelung der Einzelheiten ist 
der Stadtrat zuständig. 
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G. Sonderrechnung zur Förderung der Arbeitsmarktfähigkeit 

Zweck 
 

Art. 25 Die Mittel der Sonderrechnung dienen insbesondere zur Finanzierung von: 
a. Projekten in der Weiterbildung zur Förderung der Arbeitsmarktfähigkeit;  
b. Programmen zum Erwerb, zum Erhalt und zur Stärkung der Arbeitsmarktfähigkeit 

von Personen, die in der Stadt Zürich wohnhaft sind.  

Die dem geänderten Zweck entsprechend umbenannte Sonderrechnung soll neu der Ob-
jektfinanzierung dienen. Aus der Sonderrechnung sollen insbesondere neue, innovative 
Programme und Weiterbildungen zur Förderung der Arbeitsmarktfähigkeit sowie deren Ent-
wicklung finanziert werden. Demgegenüber erfolgt die Subjektfinanzierung aus Steuermit-
teln. 

H. Schlussbestimmungen 
Inkrafttreten Art. 26 Der Stadtrat setzt diese Verordnung in Kraft. 

6. Vollzug 

Für den Vollzug und den Erlass von Ausführungsbestimmungen ist der Stadtrat zuständig 
(Art. 49 Abs. 1 GO [Art. 86 Abs. 1 nGO]). Im Rahmen der Ausführungsbestimmungen wird 
der Stadtrat insbesondere den Vermögensfreibetrag und die anerkannten Abzüge gemäss 
Art. 9, den Grenzbetrag gemäss Art. 10, die anerkannten Kosten der Weiterbildung gemäss 
Art. 11 sowie die Tagespauschale und das anrechenbare Einkommen gemäss Art. 13 fest-
legen. 

7. Kosten 

Arbeitsmarktstipendien sind ein neues Förderinstrument, ihre finanziellen Auswirkungen 
sind mit einiger Unsicherheit behaftet. Welche Kosten für die Stadt anfallen, hängt vom 
förderungswürdigen Weiterbildungsbedarf und der Nachfrage ab, für die die Erreichung der 
Zielgruppen wesentlich ist. Schätzungen in Anlehnung an die Weiterbildungsförderung 
nach der früheren Stipendienverordnung, gestützt auf den Kreis der Berechtigten und Da-
ten zur Weiterbildungsbeteiligung gehen nach einer Aufbauphase von Beiträgen der Stadt 
im Umfang von fünf Millionen Franken pro Jahr aus. Die Kosten lassen sich über die Para-
meter des Bemessungssystems (Vermögensfreibetrag, Abzüge, Grenzbetrag sowie Höhe 
des Bildungserwerbsersatzes) steuern und insbesondere bei schlechter Finanzlage auch 
reduzieren. 
Die Ausgaben werden rechtzeitig mit dem Budget 2022 beantragt und im Finanz- und Auf-
gabenplan 2022–2025 eingestellt. Der Finanz- und Aufgabenplan 2022–2025 wird die Aus-
bildungs- und Arbeitsmarktstipendien separat ausweisen. Aktuell ist geplant, das Budget 
für die Arbeitsmarktstipendien ab 2022 bis 2025 schrittweise jährlich von einer Million Fran-
ken auf fünf Millionen Franken zu erhöhen, wobei fünf Millionen Franken erstmals für das 
Jahr 2025 vorgemerkt sind.  

8. Datenschutz 

Der vorliegende Verordnungsentwurf wurde mit der Datenschutzstelle der Stadt Zürich be-
sprochen. Dabei sind deren inhaltlichen Vorschläge aufgenommen und eingearbeitet wor-
den.  
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9. Regulierungsfolgenabschätzung (RFA) 

Es ist keine RFA durchzuführen, da die KMU von der vorliegenden Verordnung nicht be-
troffen sind. Adressatinnen und Adressaten der vorliegenden Verordnung sind ausschliess-
lich Privatpersonen und die Verwaltung. 
Dem Gemeinderat wird beantragt: 
1. Es wird eine neue Verordnung über Beiträge zur Förderung der Arbeitsmarktfä-

higkeit (Verordnung Arbeitsmarktstipendien, VO AMS) gemäss Beilage (datiert 
vom 8. September 2021) erlassen. 

Unter Ausschluss des Referendums:  
2. Die Motion, GR Nr. 2018/16, von Katharina Prelicz-Huber (Grüne) und Markus 

Baumann (GLP) vom 17. Januar 2018 betreffend Anpassung der Beiträge für die 
Bildungsfinanzierung für Personen, die aufgrund ihrer finanziellen Situation auf 
Hilfe angewiesen sind, Teilrevision der Städtischen Stipendienverordnung, wird 
abgeschrieben. 

Die Berichterstattung im Gemeinderat ist dem Vorsteher des Sozialdepartements 
übertragen. 
 
Im Namen des Stadtrats 
 
Die Stadtpräsidentin Die Stadtschreiberin 
Corine Mauch Dr. Claudia Cuche-Curti 
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Verordnung über Beiträge zur Förderung der
Arbeitsmarktfähigkeit (Verordnung Arbeits-
marktstipendien, VO AMS)

vom…

Der Gemeinderat,

gestützt auf § 4 Abs. 2 Gemeindegesetz vom 20. April 20151 und
nach Einsichtnahme in die Weisung des Stadtrats vom 8. Septem-
ber 20212,

beschliesst:

A. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Diese Verordnung regelt die Ausrichtung von Arbeitsmarkt-
stipendien für Weiterbildungen, die dem Erwerb, dem Erhalt oder
der Stärkung der Arbeitsmarktfähigkeit dienen.

Art. 2 Arbeitsmarktstipendien sollen insbesondere:

a. die Initiative, sich weiterzubilden, insbesondere bei Personen
mit geringem oder mittlerem Qualifikationsgrad fördern;

b. die Fähigkeiten für das lebenslange Lernen, insbesondere
im Bereich der Grundkompetenzen, fördern;

c. die finanziellen Voraussetzungen für die Teilnahme an ar-
beitsmarktorientierter Weiterbildung schaffen;

d. die Chancen von Personen mit ungenügender oder unge-
eigneter Qualifikation auf dem Arbeitsmarkt verbessern und
deren wirtschaftliche Unabhängigkeit stärken;

e. durch Qualifizierung die strukturellen und sozialen Risiken
eines Arbeitsmarkts im Wandel vermindern;

f. durch die Entwicklung des Bildungspotenzials für den Ar-
beitsmarkt volkswirtschaftlichen Nutzen stiften.

1 LS 131.1
2 STRB Nr. 894 vom 8. September 2021.

Gegenstand

Zweck
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Art. 3 Als Weiterbildung im Sinne dieser Verordnung gelten:

a. die Weiterbildung im Sinne des Bundesgesetzes über die
Weiterbildung (WeBiG)3;

b. der Erwerb eines kantonal anerkannten Abschlusses auf Se-
kundarstufe I für Erwachsene;

c. der Erwerb eines eidgenössischen Berufsattests oder eines
eidgenössischen Fähigkeitszeugnisses durch Personen, die
über keinen Abschluss der Sekundarstufe II verfügen.

Art. 4 1 Die Finanzierung der Weiterbildung ist in erster Linie Sa-
che der Person selbst und von gesetzlich oder vertraglich Ver-
pflichteten.
2 Die Stadt richtet Beiträge aus:

a. sofern es der Person selbst aufgrund der Einkommens- und
Vermögensverhältnisse nicht möglich ist, für die Kosten der
Weiterbildung aufzukommen;

b. soweit von Arbeitgebenden oder aus sozialpartnerschaftli-
chen Verpflichtungen keine ausreichenden Beiträge an die
Weiterbildung erfolgen; und

c. soweit keine ausreichenden anderweitigen staatlichen Leis-
tungen beansprucht werden können.

Art. 5 Arbeitsmarktstipendien werden ausgerichtet als:

a. Bildungskostenbeitrag an die anerkannten Kosten der Wei-
terbildung;

b. Bildungserwerbsersatz an den weiterbildungsbedingten Er-
werbsausfall.

B. Beitragsberechtigung

Art. 6 1 Beitragsberechtigt sind Personen, die:

a. arbeitsfähig sind;

b. das 25. Altersjahr vollendet und das Rentenalter gemäss
Art. 21 Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenen-
versichrung (AHVG)4 noch nicht erreicht haben;

3 vom 20. Juni 2014, SR 419.1.

Begriffe

Subsidiarität

Beitragsarten

Personen
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c. seit mindestens zwei Jahren ununterbrochen in der Stadt Zü-
rich wohnhaft sind;

d. über mindestens fünf Jahre Erwerbserfahrung verfügen;

e. in den letzten drei Kalenderjahren vor Beginn der Beitrags-
periode keinen eidgenössisch oder kantonal anerkannten
Abschluss auf der Sekundarstufe II oder auf der Tertiärstufe
erworben haben.

2 Wenn eine Mehrheit der Voraussetzungen gemäss Abs. 1 erfüllt
ist, kann von den Bestimmungen von Abs. 1 lit. b–e abgewichen
werden.

Art. 7 1 Als arbeitsfähig im Sinne dieser Verordnung gelten Perso-
nen, deren Gesundheit die Ausübung einer Erwerbstätigkeit er-
laubt.
2 Bei begründeten Zweifeln an der Arbeitsfähigkeit hat die gesuch-
stellende Person Dokumente einzureichen, die die Arbeitsfähigkeit
belegen.

Art. 8 Zu Arbeitsmarktstipendien berechtigt eine Weiterbildung,
wenn sie notwendig, zweckmässig und vertretbar ist.

C. Beitragsbemessung

Art. 9 Grundlage für die Bemessung bilden das steuerbare Ein-
kommen und ein Anteil des über dem Vermögensfreibetrag lie-
genden steuerbaren Vermögens der massgebenden Personen
sowie die anerkannten Abzüge.

Art. 10 1 Der Eigenleistungsfaktor bestimmt, welchen Anteil die ge-
suchstellende Person selbst zu tragen hat.
2 Der Eigenleistungsfaktor bemisst sich nach der Grundlage divi-
diert durch den Grenzbetrag.
3 Er ist jeweils für eine Beitragsperiode gültig.

Art. 11 1 Der Bildungskostenbeitrag wird anhand der anerkannten
Kosten der Weiterbildung unter Berücksichtigung des Eigenleis-
tungsfaktors bemessen.

4 vom 20. Dezember 1946, SR 831.10.

Arbeitsfähigkeit

Weiterbildung

Grundlage

Eigenleistungsfaktor

Bildungskostenbeitrag
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2 Werden Ausbildungsbeiträge gemäss Verordnung über die Aus-
bildungsbeiträge der Stadt Zürich (Stipendienverordnung)5 ausge-
richtet, besteht kein Anspruch auf den Bildungskostenbeitrag.

Art. 12 1 Bildungserwerbsersatz wird unselbstständig Erwerbstäti-
gen ausgerichtet, wenn eine Weiterbildung in der Beitragsperiode
einen erheblichen Erwerbsausfall verursacht.
2 Er kann auch selbstständig Erwerbstätigen ausgerichtet werden,
wenn die Weiterbildung zu einer erheblichen Umsatzeinbusse
führt.

Art. 13 1 Der Bildungserwerbsersatz wird unter Berücksichtigung
des Eigenleistungsfaktors wie folgt bemessen:

a. anhand der weiterbildungsbedingten Erwerbsausfalltage in
Tagespauschalen;

b. bei Weiterbildung mit Lehrvertrag aus der Differenz zwischen
dem anrechenbaren Einkommen vor und demjenigen wäh-
rend der Weiterbildung abzüglich Ausbildungsbeiträge.

2 Das anrechenbare Einkommen vor Beginn der Weiterbildung
kann im Sinne von Abs. 1 lit. a begrenzt werden.

D. Information, Beratung und Abklärung

Art. 14 Die zuständige Dienststelle informiert in Zusammenarbeit
mit Dritten insbesondere Personen mit geringem oder mittlerem
Qualifikationsgrad über die Leistungen nach dieser Verordnung.

Art. 15 1 Die zuständige Dienstelle führt ein spezifisches Bera-
tungsangebot zur Förderung der Arbeitsmarktfähigkeit.
2 Sie kann den Anspruch auf Arbeitsmarktstipendien von einer Ab-
klärung abhängig machen.
3 Beratung und Abklärung erfolgen unentgeltlich.

E. Verfahren

Art. 16 Gesuche sind vor Beginn der Weiterbildung elektronisch
bei der zuständigen Dienststelle einzureichen.

5 vom 28. Oktober 2020, AS 416.110.

Bildungserwerbsersatz

a. Erheblichkeit

b. Bemessung

Information

Beratung und Abklärung

Gesuch
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Art. 17 1 Die gesuchstellende Person erteilt wahrheitsgetreu und
vollständig Auskunft insbesondere über:

a. die persönlichen und finanziellen Verhältnisse der massge-
benden Personen;

b. ihre beruflichen Verhältnisse;

c. den Nutzen der Weiterbildung;

d. ihre Teilnahme an der Weiterbildung.
2 Sie reicht die notwendigen Unterlagen dazu ein.

Art. 18 Wer Arbeitsmarktstipendien beansprucht, meldet der zu-
ständigen Dienststelle jede Änderung von anspruchsbegründen-
den Tatsachen und Namens- oder Adressänderungen innerhalb
von 30 Tagen.

Art. 19 Erhält die gesuchstellende Person wirtschaftliche Hilfe ge-
mäss Sozialhilfegesetz (SHG)6 oder Asylfürsorgeverordnung
(AfV)7, stellt die zuständige Dienststelle ihre Entscheide auch dem
zuständigen Sozialhilfeorgan zu.

F. Weitere Bestimmungen

Art. 20 1 Die Auszahlung erfolgt in der Regel in Teilbeträgen vor
und während der Weiterbildung sowie nach deren Abschluss.
2 Im begründeten Einzelfall kann der Gesamtbetrag vor Abschluss
der Weiterbildung ausbezahlt werden.
3 Erhält die gesuchstellende Person wirtschaftliche Hilfe gemäss
SHG8 oder AfV9, kann die Auszahlung an das zuständige Sozialhil-
feorgan erfolgen.

Art. 21 Wer gegen die Mitwirkungs- oder Meldepflicht verstösst,
kann von der zuständigen Dienststelle von der Beitragsberechti-
gung ausgeschlossen und zur Rückerstattung der Arbeitsmarktsti-
pendien verpflichtet werden.

6 vom 14. Juni 1981, LS 851.1.
7 vom 25. Mai 2005, LS 851.13.
8 vom 14. Juni 1981, LS 851.1.
9 vom 25. Mai 2005, LS 851.13.

Mitwirkungspflicht

Meldepflicht

Mitteilung an Sozialhilfeorgane
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a. bei Verstoss gegen die Mit-
wirkungs- und Meldepflicht
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Art. 22 1 Wer die Teilnahme an der Weiterbildung nicht belegen
kann, verliert den Anspruch auf Arbeitsmarktstipendien.
2 Bei einer Verhinderung aus zwingenden Gründen bleibt der An-
spruch bestehen.
3 Krankheit als zwingender Grund ist mit einem Arztzeugnis zu be-
legen.

Art. 23 1 Arbeitsmarktstipendien sind zurückzuerstatten, wenn die
gesuchstellende Person:

a. unwahre Angaben machte;

b. Tatsachen nicht meldete, die für die Anspruchsberechtigung
massgeblich sind; oder

c. ihre Teilnahme an der Weiterbildung nicht belegen kann.
2 Die Zahlungsfrist beträgt 30 Tage ab Rechtskraft der Rückforde-
rungsverfügung.

Art. 24 Die Zielerreichung gemäss Art. 2 wird periodisch evaluiert.

G. Sonderrechnung zur Förderung der Arbeitsmarkt-
fähigkeit

Art. 25 Die Mittel der Sonderrechnung dienen insbesondere zur
Finanzierung von:

a. Projekten in der Weiterbildung zur Förderung der Arbeits-
marktfähigkeit;

b. Programmen zum Erwerb, zum Erhalt und zur Stärkung der
Arbeitsmarktfähigkeit von Personen, die in der Stadt Zürich
wohnhaft sind.

H. Schlussbestimmungen

Art. 26 Der Stadtrat setzt diese Verordnung in Kraft.10

10 Inkrafttreten … (STRB Nr. … vom …).

b. bei Verstoss gegen die Teil-
nahmepflicht

Rückerstattungspflicht

Evaluation

Zweck

Inkrafttreten


